
„Do gouf e rise Bock geschoss“
SPAL Armeegewerkschaft über Sozialdialog, Armeegesetz und nötige Reformen

Sidney Wiltgen

Fehlende Rechtssicher-
heit, kaum zu erreichende 
Rekrutierungsquoten und 
Missbilligung des Bewertungs-
systems: Die Armeegewerk-
schaft SPAL hat klare Forde-
rungen für den kommenden 
Verteidigungsminister – und 
bedauert den Zustand des 
Sozialdialogs innerhalb des 
Militärs.

Die Luxemburger Armee soll-
te mit dem neuen Armeegesetz, 
das kurz vor der Sommer-
pause gestimmt wurde, auf die 
Herausforderungen der Zu-
kunft vorbereitet werden. Die 
Armeegewerkschaft „Syndicat 
professionnel de l’Armée luxem-
bourgeoise“ (SPAL) meint je-
doch, dass mit dem neuen Gesetz 
neue rechtliche Unklarheiten erst 
geschaffen wurden. Konkret be-
mängeln Christian Schleck und 
Tom Braquet von der SPAL, dass 
mit dem neuen Gesetz die Be-
grifflichkeit der „Force publique“ 
aus dem Luxemburger Rechtska-
non gestrichen wurde – was wie-
derum Auswirkungen auf weitere 
Gesetzestexte hat. „Es wurde ein 
juristisches Vakuum geschaffen“, 
sagen die beiden Gewerkschafter. 
„Do gouf e rise Bock geschoss.“

So etwa beim Streikrecht, denn: 
Mitglieder der „Force publique“ 
ist es nicht gestattet, zu streiken. 
Da aber die Armee laut Gesetzes-
text nicht mehr als Teil der „Force 
publique“ gilt, ist unklar, wie diese 
Klausel nun ausgelegt werden 
wird. Juristisch gesehen sei das 
Streikverbot durch das ersatzlose 
Streichen des entsprechenden Be-
griffes aus dem Armeegesetz auf-
gehoben. „Wir sind nicht dafür, 
dass Armeemitglieder streiken 
dürfen“, sagen die SPAL-Ge-
werkschafter. Da weder das Ver-
teidigungsministerium noch der 
Staatsrat auf entsprechende An-
merkungen im Gutachten der 
Gewerkschaften reagiert hät-
ten, sei man in einer kuriosen Si-
tuation. Ähnlich sehe es beim 
Requisitionsrecht der Bürger-
meister und Justizbehörden aus.

Ein Kuriosum, das von der 
Politik dann doch noch als Pro-
blem erkannt wurde. Wie Lau-
rent Mosar (CSV) gegenüber 
dem Tageblatt bestätigt, habe 
sich die Regierung in einer von 
der CSV beantragten Dringlich-
keitssitzung des parlamentari-
schen Verteidigungsausschusses 
einsichtig gezeigt. „Die Präferenz 
ist, dass der Begriff der ,Force 
publique‘ in der Verfassung fest-
geschrieben werden soll“, be-
richtet Mosar über den schnell 

gefundenen Konsens. Das könne 
aber immerhin noch bis nächs-
ten Sommer oder sogar nächsten 
Herbst dauern, weil die Cham-
ber ihre Arbeit erst wieder nach 
den Wahlen und der Regierungs-
bildung aufnehmen könne. Dass 
es dann jedoch schnell gehen 
werde, bezweifelt der CSV-Poli-
tiker nicht im Geringsten. „Das 
ist keine politische Frage, da sind 
sich alle einig.“

Doch neben dem Begriff der 
„Force publique“ gibt es laut den 
Gewerkschaftern noch weitere 
Unklarheiten, denn: „Das Gesetz 
wurde im Hauruckverfahren ge-
stimmt“, sagt Schleck. „Es fehlen 
noch sämtliche großherzoglichen 
Reglemente, die die genaue Aus-
führung des Gesetzes regeln sol-
len.“ 

Forderung nach 
Reformen

Außerdem kritisieren die Ge-
werkschafter das im letzten 
Moment eingeführte Bewertungs-
system. „Dass das System keine 
finanziellen Auswirkungen hat, 
ist falsch“, sagt Schleck. Zwar 
könne den Soldaten das Gehalt 
nicht gekürzt, ein Karrieresprung 
jedoch verwehrt werden. Der Sol-
dat sei der Willkür seines Vor-
gesetzten ausgeliefert, weil auch 
hier wieder die Definitionsschärfe 
fehle, so das Fazit der beiden Ge-

werkschafter. „Zukünftig sollen 
die ethischen Vorstellungen des 
Soldaten bewertet werden“, sagt 
Tom Braquet. Was damit gemeint 
ist, sei jedoch unklar. „Wir wol-
len, dass das Bewertungssystem 
wieder abgeschafft wird, so wie 
es im ,Accord salarial‘ des öf-
fentlichen Dienstes geschrieben 
steht.“ Die CGFP hat in dem 
Punkt am 15. September ein 
Schlichtungsverfahren gegen die 
Regierung eingelegt. „Wir sind 
uns noch unsicher, ob wir eben-
falls ein Schlichtungsverfahren 
einleiten sollen oder erst einmal 
den Ausgang abwarten sollen“, 
sagt Christian Schleck.

Für die kommende Regie-
rung äußern die beiden Gewerk-
schafter auch einen Wunsch. „Wir 
wünschen uns die Einführung 
eines Wehrbeauftragten“, sagt 
Schleck. Dieser soll als Kontroll-
organ der Armee funktionieren. 
„Da die Armee nicht so groß ist 
wie die Polizei, muss es keine 
ganze Verwaltung sein“, sagt 
Schleck. Der Wehrbeauftragte 
solle unabhängig von Armee, 
Chamber und Regierung funktio-
nieren. An ihn sollen sich auch 
die Soldaten bei Problemen wie 
etwa Mobbing wenden können. 
„Wenn es eine Anlaufstelle geben 
würde, wäre das auch für die Hie-
rarchie einfacher zu handhaben.“

Eine weitere Forderung der 
SPAL ist die Reform des Sol-
daten-Statutes. Das müsse im 
Hinblick auf die Luxemburger 

Mission kohärenter gestaltet wer-
den. Demnach solle ein Soldat 
für zehn Jahre rekrutiert wer-
den, ehe ihm der Weg in die öf-
fentlichen Verwaltungen geöffnet 
werden soll. „Etwa als Gefängnis-
wärter, Gemeindeagent oder im 
Gefangenentransport“, schlägt 
die SPAL vor. Derzeit werden 
Soldaten für vier Jahre rekrutiert, 
von denen jedoch zwei für die 
Ausbildung veranschlagt werden; 
ein Weitergeben des technischen 
Know-hows sei unter diesen Be-
dingungen schwierig. 

175 weitere Rekruten 
benötigt

Eine große Baustelle ist zudem das 
luxemburgisch-belgische Batail-
lon, das bis 2030 aus dem Boden 
gestampft werden soll. Man stelle 
sich nicht gegen die Idee eines ge-
meinsamen Bataillons, versichern 
Schleck und Braquet im Gespräch 
mit dem Tageblatt. Das Vorhaben 
sei gut, jedoch könne die vorher-
gesehene Zeitschiene keinesfalls 
eingehalten werden. „Die Soldaten, 
die 2030 in dieses Bataillon integ-
riert werden müssen, müssten jetzt 
bereits rekrutiert worden sein“, 
sagt Schleck und spricht von un-
gefähr 175 weiteren Rekruten, die 
benötigt werden würden. Die Aus-
bildung der Offiziere dauere sechs 
bis sieben Jahre, die der Unter-
offiziere immerhin noch drei. „Zu-

dem müssen die Soldaten an einem 
neuen Gefährt ausgebildet wer-
den“, erklärt Braquet.

Laut Gewerkschaftern werde be-
reits versucht, eventuelle Löcher in 
der Personaldecke zu stopfen, in-
dem Soldaten eine doppelte Funk-
tion einnehmen sollen. Das sei ein 
No-Go. Die Soldaten dürften nicht 
„wie eine Zitrone ausgepresst wer-
den“. Neben der dünnen Personal-
decke sei aber auch die Timeline in 
puncto Infrastruktur kaum noch 
einzuhalten.

Trotz der hervorgebrachten Kri-
tik meinen die Gewerkschafter, 
dass in der vergangenen Legislatur-
periode nicht wenig passiert sei. 
„Dass nicht immer all unsere Vor-
schläge übernommen werden, 
ist ja ,de bonne guerre‘“, meint 
Braquet. Dennoch sei eine dras-
tische Verschlechterung des Sozial-
dialogs festzustellen. Nicht etwa 
mit Verteidigungsminister François 
Bausch, sondern mit der Armee-
führung. „Wenn sie uns nicht auf 
Augenhöhe begegnen will, macht 
das einfach keinen Sinn.“ Mit 
Bausch habe man immer einen 
konstruktiven Dialog führen kön-
nen. Seitens der Armeeführung, 
der die Gewerkschafter einen „dik-
tatorisch anmutenden Führungs-
stil“ vorwerfen, hieße es jedoch 
immer, dass die Gewerkschaft alles 
schlechtrede. Und um ein Zitat 
von General Steve Thull zu be-
mühen: „Wir sind verdammt, mit-
einander klarzukommen“, sagen 
die Gewerkschafter.

Dan Hardy nutzte Reichsbürger-Symbol 
ADR-VIZEPRÄSIDENT „Shaef“-Logo als WhatsApp-Profilbild
Der ADR-Vizepräsident Dan 
Hardy hat als WhatsApp- 
Profilbild das Logo der „Sup-
reme Headquarters, Allied Expe-
ditionary Force“ (Shaef) genutzt. 
Das berichtete Radio 100,7 am 
Freitagmorgen. Das „Shaef“- 
Logo ist laut dem Radiosender 
in der deutschen Reichsbürger-
szene und bei den Verschwörungs-
ideologen von QAnon verbreitet. 
Hardy ist auch ADR-Kandidat 
für den Luxemburger Süden bei 
den Chamber-Wahlen am 8. Okto-
ber. 

Der deutsche Verfassungsschutz 
erklärt, dass das „Shaef“ während 
des Zweiten Weltkriegs das Ober-
kommando über die alliierten 
Streitkräfte in Europa ausübte. Ob-
wohl es nach Kriegsende aufgelöst 
wurde, gehen Verschwörungs-
theoretiker davon aus,  dass es 
weiterhin aktiv sei und die ent-
sprechenden „Shaef-Gesetze“ noch 
immer Gültigkeit hätten. „Im Kern 
wird behauptet, dass es sich bei der 
Bundesrepublik Deutschland nach 
wie vor um einen besetzten Staat 
handelt. Dementsprechend wird 

auch die gültige Rechtsordnung 
nicht anerkannt“, schreibt der 
deutsche Inlandsnachrichtendienst 
zur „Shaef-Ideologie“. 

Bild schnell geändert
100,7 berichtet, dass Reporter des 
Senders Dan Hardy auf einem 
ADR-Kongress vor zwei Tagen auf 
das Symbol angesprochen hätten. 
Hardy habe eine Erklärung da-
zu abgelehnt – und „eine Minute 
danach sein Profilbild geändert“. 

Parteichef Fred Keup habe eine 
Stellungnahme zu dem Vorfall ab-
gelehnt. 

Auch zum Rücktritt der Vize-
präsidentin der ADR-Organisation 
ADR International – Anne-Marie 
Yim – wollte sich Keup nicht äu-
ßern. Yim hatte Verbindungen zur 
rechtsextremen Organisation Ci-
vitas aufgebaut, die in Frankreich 
verboten werden soll. Laut 100,7 
habe die Parteispitze rund um 
Keup, Fernand Kartheiser, Tom 
Weidig und Gast Gibéryen bereits 
im Februar über den Fall Yim ge-

sprochen, „um einen Grund zu su-
chen, sie nicht im Zentrum auf die 
Liste für die Chamber-Wahlen“ 
zu setzen. Keup und Kartheiser 
hatten in unterschiedlichen Me-
dien erklärt, nichts von den Ver-
bindungen zu Civitas zu wissen. 

Ende Juli war ein ADR-Cham-
ber-Kandidat für den Bezirk 
Osten zurückgetreten, nachdem 
auf seinem Facebook-Profil unter 
anderem Fotos entdeckt wor-
den  waren, die ihn in einem T-
Shirt mit SS-Runen zeigten.

 � (Red.)

Um die Armee auch für kommende Missionen zu rüsten, wurde ein neues Gesetz gestimmt – das 
jedoch juristische Unwägbarkeiten nach sich zog
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Christian Schleck ist seit zehn 
Jahren Präsident der SPAL
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Tom Braquet ist Vizepräsident 
der SPAL
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